
Geschäftsbedingungen
(Die Geschäftsbedingungen sind Bestandteil des Kaufvertrages.)

I. GEWÄHRLEISTUNG
Der Verkäufer leistet dem Käufer gemäß den gesetzlichen
Bestimmungen (§§ 922 ff ABGB) Gewähr dafür, dass das
Fahrzeug mängelfrei übergeben wird und die vereinbarte
Beschaffenheit aufweist.

Die Frist zur Geltendmachung von Gewährleistungs an -
sprüchen beträgt
nn 1 Jahr
nn  2 Jahre (Zutreffendes bitte ankreuzen.)
und beginnt mit dem Tage der Übergabe bzw. Übernahme
des Fahrzeuges an bzw. durch den Käufer.

Das umseitig angeführte Fahrzeug wird mit einer 
24-monatigen BMW Premium Selection Garantie ab 
Auslieferungsdatum ausgeliefert. Es gelten die Garantie-
bedingungen gemäß dem entsprechenden Vertragsbe-
standteil zum Zeitpunkt des Kaufabschlusses.

II. ERFÜLLUNG
1. Der Käufer hat den Vertrag erst dann erfüllt, wenn der

Kaufpreis samt allen aus dem Kaufvertrag ersichtlichen
Nebenspesen beim Verkäufer eingegangen ist. 

2. Im Falle des Zahlungsverzuges gelten Verzugszinsen in
der Höhe von 5 (fünf) Prozent über dem Basiszinssatz
der Österr. Nationalbank als vereinbart. 

3. Der Verkäufer hat den Vertrag erfüllt, wenn er das Fahr-
zeug ordnungs- und bestellungsgemäß zur Abholung be-
reitstellt und den Käufer hiervon nachweislich verständigt
hat, jedenfalls aber, wenn der Käufer das Fahrzeug über-
nommen hat. 
Erfüllungsort ist der Abnahmeort laut III./1. 
Die Abholfrist beträgt 10 (zehn) Tage. 

4. Wird das Fahrzeug verspätet übernommen, ist der Ver-
käufer berechtigt, eine angemessene Standgebühr zu
verrechnen; er haftet für Schäden nur bei grobem Ver-
schulden. 

5. Der vereinbarte Kaufpreis wird erhöht oder gesenkt,
wenn auf das gegenständliche Rechtsgeschäft bezo-
gene Steuern und Gebühren durch Gesetz oder Verord-
nung zwischen Unterfertigung dieses Kaufvertrages und
Auslieferung des Kraftfahrzeuges im vom Willen des Ver-
käufers nicht abhängiger Weise verändert oder neu ein-
geführt werden (wie z.B. Umsatzsteuer, NoVA, Zölle oder
dgl.). Diesfalls ist der Kaufpreis nach unten oder oben
gemäß der neuen Rechtslage anzupassen.

III. ÜBERNAHMEBEDINGUNGEN
1. Abnahmeort ist der Firmensitz des Verkäufers oder 

das von ihm bezeichnete Auslieferungslager bei der 
AutoFrey GmbH.

2. Der Käufer hat nach Anzeige der Bereitstellung innerhalb
der Abholfrist den Kaufgegenstand am Abnahmeort zu
prüfen. Mit Übernahme des Kaufgegenstandes durch
den Käufer gilt der Kaufgegenstand als ordnungsgemäß
geliefert. Offene Mängel sind sofort bei Übernahme zu
rügen.

3. Mit der Übernahme, spätestens mit Ablauf der vereinbar-
ten Übernahmefrist, gehen alle Gefahren auf den Käufer
über.

IV. EIGENTUMSVORBEHALT
1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zur vollständigen Bezah-

lung des gesamten Kaufpreises samt Nebenspesen im
Eigentum des Verkäufers. Für den Fall, dass der Käufer
vor vollständiger Bezahlung des Kaufpreises das Fahr-
zeug ausgefolgt erhält, verpflichtet er sich bis zur 
vollständigen Bezahlung des Kaufpreises eine Vollkas-
koversicherung abzuschließen. Im Falle der Fremdfinan-
zierung des Kaufpreises ist der Verkäufer berechtigt,
seinen Eigentumsvorbehalt an den Dritten (Geldgeber)
abzutreten.

2. Soweit von irgendjemand anderem auf den unter Eigen-
tumsvorbehalt gelieferten Kaufgegenstand gegriffen
werden sollte, hat der Käufer den Vorbehaltseigentümer
sofort zu verständigen.

V. RÜCKTRITT
1. Erfüllt ein Teil den Vertrag nicht oder kommt er in Verzug,

ist der andere Teil unter Setzung einer Nachfrist von 
14 (vierzehn) Tagen zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt.

2. Bei Nichterfüllen des Vertrages durch den Verkäufer hat
dieser eine etwaige Anzahlung zuzüglich einer Verzin-
sung in der Höhe von 5 (fünf) Prozent über dem Basis-
zinssatz der Österreichischen Nationalbank innerhalb
von 8 (acht) Tagen an den Käufer zurückzuerstatten und
kann keine Kosten verrechnen.

3. Bei Nichterfüllung des Vertrages durch den Käufer und
hieraus begründetem Rücktritt des Verkäufers sowie bei
unbegründetem Rücktritt durch den Käufer ist der Ver-
käufer berechtigt, 10 (zehn) Prozent des Kaufpreises oder
den gesetzlichen Schadenersatzbetrag als Stornogebühr
zu verlangen.

Rücktrittsrecht gemäß § 3 Konsumentenschutzgesetz
(KSchG):
(1) Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in

den vom Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke
dauernd benützten Räumen noch bei einem von diesem
dafür auf einer Messe oder einem Markt benützten Stand

abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder
vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt kann bis zum
Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen 
14 Tagen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit
der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den
Namen und die Anschrift des Unternehmers, die zur
Identifizierung des Vertrags notwendigen Angaben
sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rück-
trittsfrist und die Vorgangsweise für die Ausübung des
Rücktrittsrechts enthält, an den Verbraucher, frühestens
jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrags, bei
Kaufverträgen über Waren mit dem Tag, an dem der Ver-
braucher den Besitz an der Ware erlangt. Ist die Ausfol-
gung einer solchen Urkunde unterblieben, so steht dem
Verbraucher das Rücktrittsrecht für eine Frist von 
12 Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss bzw. 
Warenlieferung zu; wenn der Unternehmer die Urkun-
denausfolgung innerhalb von 12 Monaten ab dem Frist-
beginn nachholt, so endet die verlängerte Rücktrittsfrist
14 Tage nach dem Zeitpunkt zu dem der Verbraucher die 
Urkunde erhält.

(2) Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unter-
nehmer oder ein mit ihm zusammenwirkender Dritter den
Verbraucher im Rahmen einer Werbefahrt, einer Aus-
flugsfahrt oder einer ähnlichen Veranstaltung oder durch
persönliches, individuelles Ansprechen auf der Straße in
die vom Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke
benützten Räume gebracht hat.

(3) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,
1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem

Unternehmer oder dessen Beauftragten zwecks
Schließung dieses Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine 
Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren
Beauftragten vorangegangen sind oder

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistun-
gen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise
von Unternehmern außerhalb ihrer Geschäftsräume
geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt 25
Euro, oder wenn das Unternehmen nach seiner Natur
nicht in ständigen Geschäftsräumen betrieben wird
und das Entgelt 50 Euro nicht übersteigt

4. bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsgeschäfte-
Gesetz unterliegen, oder

5. bei Vertragserklärungen, die der Verbraucher in kör-
perlicher Abwesenheit des Unternehmers abgegeben
hat, es sei denn, dass er dazu vom Unternehmer ge-
drängt worden ist.

(4) Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form
gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rück-
trittserklärung innerhalb der Frist abgesendet wird.

(5) Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag
oder vom Vertrag zurücktreten, wenn der Unternehmer
gegen die gewerberechtlichen Regelungen über das
Sammeln und die Entgegennahme von Bestellungen auf
Dienstleistungen (§ 54 GewO 1994), über das Aufsuchen
von Privatpersonen und Werbeveranstaltungen (§ 57
GewO 1994) oder über die Entgegennahme von Bestel-
lungen auf Waren von Privatpersonen (§ 59 GewO 1994)
verstoßen hat. Die Bestimmungen des § 3 Abs. 1, § 3 Abs.
3 Z 4 und 5 und § 3 Abs. 4 sind auch auf dieses Rück-
trittsrecht anzuwenden. Dieses steht dem Verbraucher
auch in den Fällen des § 3 Abs. 3 Z 1 bis 3 zu.

§3a KSchG (gekürzte Fassung)
Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom
Vertrag zurücktreten, wenn ohne seine Veranlassung für
seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die der Unter-
nehmer im Zuge der Vertragsverhandlungen als wahrschein-
lich dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich geringerem
Ausmaß eintreten.
Maßgebliche Umstände sind:
– Die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Drit-

ten, die erforderlich ist, damit die Leistung des Unterneh-
mers erbracht oder vom Verbraucher verwendet werden
kann.

– Die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile.
– Die Aussicht auf einen Kredit.

Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die
Frist beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher erkenn-
bar ist, dass die oben genannten Umstände nicht oder nur
in erheblich geringerem Ausmaß eintreten. Das Rücktritts-
recht erlischt spätestens einen Monat nach der vollständigen
Erfüllung des Vertrages durch beide Vertragspartner, bei
Bankverträgen mit einer ein Jahr übersteigenden Vertrags-
dauer spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen
des Vertrages.

Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn
– er bereits bei der Vertragsverhandlung wusste oder wis-

sen musste, dass die maßgeblichen Umstände nicht oder
nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten werden,

– der Ausschluss des Rücktrittsrechtes im Einzelnen ausge-
handelt worden ist oder

– der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung
des Vertrages bereit erklärt hat. Für die Form erfordernisse
der Rücktrittserklärung gilt das oben unter §3 KSchG Aus-
geführte.

WIDERRUFSRECHT GEMÄSS § 11 FAGG
(Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz) 
Sofern der Käufer Verbraucher im Sinne des § 1 KSchG ist,
hat er im Fall des Vertragsschlusses im Wege des Fernab-
satzes oder außerhalb von Geschäftsräumen ein 14-tägiges
Widerrufsrecht. Verbraucher ist gemäß § 1 KSchG jede 
natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken ab-
schließt, die nicht zum Betrieb ihres Unternehmens gehören.
Vertragsabschluss im Wege des Fernabsatzes meint jeden
Vertrag, der zwischen einem Unternehmer und einem Ver-
braucher ohne gleichzeitige körperliche Anwesenheit des
Unternehmers und des Verbrauchers im Rahmen eines für
den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleis-
tungssystems geschlossen wird, wobei bis einschließlich des
Zustandekommens des Vertrags ausschließlich Fernkommu-
nikationsmittel verwendet werden;

WIDERRUFSBELEHRUNG
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe
von Gründen den Vertrag zu widerrufen. Die Widerrufsfrist
beträgt vierzehn Tage ab dem Tag an dem Sie oder ein von
Ihnen benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, das
Fahrzeug in Besitz genommen haben bzw. hat. Um Ihr 
Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns mittels einer ein-
deutigen Erklärung (z.B. ein mit der Post versandter Brief, Te-
lefax oder E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu
widerrufen, informieren. Sie können dafür das beigefügte
Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vor-
geschrieben ist. Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus,
dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufs-
rechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.

FOLGEN DES WIDERRUFS
Wenn Sie den Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zah-
lungen, die wir von Ihnen erhalten haben, einschließlich der
Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätz lichen Kosten, die sich
daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als
die von uns angebotene, günstigste Standardlieferung ge-
wählt haben), unver züglich und spätestens binnen vierzehn
Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung
über Ihren Widerruf des Vertrags bei uns eingegangen ist.
Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungs-
mittel, das Sie bei der ursprünglichen Transaktion eingesetzt
haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas an-
deres vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser
Rückzahlung Entgelte berechnet. Die Rückzahlung kann ver-
weigert werden, bis wir die Ware wieder zurückerhalten
haben oder bis Sie den Nachweis erbracht haben, dass Sie
die Waren zurückgesandt haben, je nachdem, welches der
frühere Zeitpunkt ist. Sie haben die Ware unverzüglich und
in jedem Fall spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag,
an dem Sie uns über den Widerruf des Vertrags unterrichten,
an uns zurückzusenden oder zu übergeben. Die Frist ist ge-
wahrt, wenn Sie die Ware vor Ablauf der Frist von vierzehn
Tagen absenden. Sie tragen die unmittelbaren Kosten der
Rücksendung bzw. Rückstellung der Ware. Sie müssen für
einen etwaigen Wertverlust der Ware nur aufkommen, wenn
dieser Wertverlust auf einen zur Prüfung der Beschaffenheit,
Eigenschaften und Funktionsweise der Ware nicht notwen-
digen Umgang zurückzuführen ist.

VI. GERICHTSSTAND
Gerichtsstand ist das für den Sitz des Verkäufers sachlich zu-
ständige Gericht (gilt nicht für Verbrauchergeschäfte im
Sinne des KSchG).

Ich (wir) nehme(n) ausdrücklich zur Kenntnis, dass die Ver-
treter (Angestellten) des Verkäufers nicht berechtigt und
ermächtigt sind, Zusagen zu machen und Verpflichtungen
einzugehen, die über den Inhalt des schriftlichen Kaufver-
tragstextes hinausgehen bzw. von diesem abweichen.
Durch die Abgabe solcher mündlichen Zusagen über-
schreitet der Vertreter (Angestellte) des Verkäufers seine
Vollmacht. Die Vertreter (Angestellten) des Verkäufers
haben keine Inkassovollmacht. 

Ich (wir) bestätige(n) durch meine (unsere) Unterschrift,
dass die im obenstehenden Vertragstext fettgedruckten
Vertragsbestimmungen zwischen mir (uns) und dem Ver-
käufer bzw. dessen Vertreter besprochen wurden und be-
stätige(n) ich (wir), dass die unter Punkt I. vereinbarte Frist
zur Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen in-
dividuell erörtert und im Einzelnen ausgehandelt wurde.

Probefahrt durchgeführt und den Fahrzeugzustand zur
Kenntnis genommen.

BPS 06/2020

Ort

Datum

Unterschrift Käufer


